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ren. Im Einzelnen standen bislang of

fensichtlich nicht hinreichend geklär

te Fragen wie die Finanzierung des 

geplanten ständigen Sekretariats der 

Shanghai Cooperation Organisation 

in Beijing sowie des Regionalen Anti- 

Terror-Zentrums in der kirgisischen 

Hauptstadt Bishkek auf der Tagesord

nung.

Sowohl über einen Arbeitsplan für 

die Einrichtung der administrativen 

Strukturen in Beijing und Bishkek als 

auch über die Finanzierung des laufen

den Betriebs konnte Einigkeit erzielt 

werden. Das Modell sieht eine Bereit

stellung der notwendigen Finanzmittel 

auf der Basis eines Länderschlüssels 

vor, um nicht von freiwilligen Zahlun

gen der Teilnehmerländer abhängig zu 

sein. Problematischer gestaltete sich 

da offensichtlich die Suche nach einem 

geeigneten Standort für das Haupt

quartier des Anti-Terror-Sekretariats 

in Bishkek. Das Vorbereitungstreffen 

auf Arbeitsebene Ende März endete 

ohne Entscheidung, und auch von dem 

Treffen der Außenminister der SCO, 

das Ende April in Alma Ata stattfand, 

ist nicht bekannt, ob nun ein geeigne

ter Standort gefunden werden konnte, 

der alle Anforderungen erfüllt.

Dennoch geht es mit der Schaffung 

formaler Strukturen offensichtlich vo

ran. So verabschiedeten die Außen

minister ein Dokument, das die Ak

tivitäten der Regionalorganisation re

gelt, und bestimmten Zhang Deguang 

(chinesischer Botschafter in Russland) 

zum Sekretär der SCO mit Sitz in Bei

jing. Die Entscheidungen sollen von 

den Regierungschefs der Mitglieds

staaten im Mai in Moskau endgül

tig besiegelt werden, damit die Orga

nisation ihre reguläre Arbeit aufneh

men kann. (Channel One TV, Moskau, 

29.4.03, nach BBC PF, 30.4.03; ITAR- 

TASS, 26.4.03, nach BBC PF, 27.4.03; 

XNA, 3.4.03; Kyrguz-Press Interna

tional News Agency, 1.4.03, nach BBC 

PF, 3.4.03; AKIpress news agency, 

Bishkek, 1.4.03, nach BBC PF, 2.4.03) 
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9 Alle Jahre wieder — Men

schenrechtsberichte der USA 

und Chinas

Wie jedes Frühjahr stellte auch die

ses Jahr das amerikanische Außen

ministerium wieder seinen jährlichen

Bericht zur Lage der Menschenrechte 

der Öffentlichkeit vor. Wie in jedem 

Jahr werden dort Menschenrechtsver

letzungen in der Volksrepublik China 

kritisiert, und wie in jedem Jahr rea

gierte die chinesische Regierung mit 

Empörung und Zurückweisung sowie 

- seit einigen Jahren - mit einem ei

genen Bericht zur Lage der Menschen

rechte in den USA. Es handelt sich al

so bereits um ein eingespieltes politi

sches Ritual.

Allein in diesem Jahr fiel der Bericht 

der USA über China nicht vollstän

dig negativ aus. Zwar wurden wie

derum diverse Menschenrechtsverlet

zungen im Hinblick auf politische Ge

fangene, Folter, willkürliche Verhaf

tungen, erzwungene Geständnisse und 

grundlegende Mängel des Rechtssys

tems angeprangert. Auch die Befürch

tung wurde geäußert, die chinesische 

Regierung könne sich die internationa

le Anti-Terror-Kampagne zunutze ma

chen, um die politische uighurische 

Opposition in Xinjiang als Terroristen 

zu verfolgen. Doch wurde durchaus 

positiv vermerkt, dass einige Dissiden

ten freigelassen und erstmals hochran

gige Gesandte des Dalai Lama nach 

China eingelassen wurden.

Dennoch sah der Sprecher des chine

sischen Außenministeriums Liu Jian- 

chao die Anstrengungen Chinas im 

Hinblick auf die Verwirklichung der - 

zweifellos anders definierten - Men

schenrechte seitens der USA nicht hin

reichend gewürdigt. Man appelliere er

neut an die Vereinigten Staaten von 

Amerika, so Liu weiter auf einer Pres

sekonferenz, sich nicht in die inne

ren Angelegenheiten anderer Staaten 

einzumischen und Menschenrechte mit 

unterschiedlichen Standards zu mes

sen. Schließlich sehe die Menschen

rechtslage in den USA keinesfalls rosig 

aus, was ein Bericht der chinesischen 

Regierung belege.

In diesem Bericht wird den USA im 

Gegenzug bescheinigt, die Lage der 

allgemeinen Menschenrechte habe sich 

seit dem terroristischen Anschlag vom 

11.9.2001 dort deutlich verschlechtert. 

Es seien nun nicht mehr nur Frauen

diskriminierung, die Hinrichtung min

derjähriger und geistesgestörter Straf

täter, exzessive gesellschaftliche Ge

walt, die Ausbreitung von Armut 

und Obdachlosigkeit, die Demokratie 

der Reichen oder die mangelnde Re

präsentation der Bevölkerungsmehr

heit durch eine Regierung, die letzt

lich nur durch eine kleine Minder

heit der US-Amerikaner gewählt wur

de, zu kritisieren, sondern spezifische 

Menschenrechtsverletzungen im Zu

ge der Terrorismusbekämpfung. Da

zu zählten die Rassendiskriminierung, 

die Araber und Muslime besonders 

treffe. Auch hätte die Zahl von Fol

terungen und erpresster Geständnis

se nach der Verabschiedung der Anti- 

Terror-Gesetze stark zugenommen.

Insgesamt wurden beide Berichte je

doch eher unpolemisch vorgestellt. 

Auch war der US-Außenminister Po- 

well danach befragt nicht bereit, ei

ne definitive Aussage zu treffen, ob 

die USA einen Resolutionsentwurf ge

gen China in den Menschenrechtsaus

schuss der Vereinten Nationen ein

bringen würden. Damit zu rechnen 

war jedoch eigentlich nicht, schließlich 

braucht man sich in China und in den 

USA gegenseitig. Nicht zuletzt ist man 

aufeinander in der Lösung der Nordko

rea-Krise angewiesen, wie der Weg zu 

den ersten Gesprächen der Kontrahen

ten in Beijing Ende April zeigte. (ST,

2.4., 4.4.03; WSJ, 1.4.03; XNA, 3.4., 

4.4.03) -kg-

Innenpolitik

10 Entlassung zweier hochran

giger Regierungsvertreter 

wegen SARS

Im Zusammenhang mit der Ausbrei

tung der Lungeninfektion SARS (Se- 

vere Acute Respiratory Syndrome) in 

China und insbesondere in Beijing 

sind am 20. April überraschend der 

Gesundheitsminister Zhang Wenkang 

und der Beijinger Bürgermeister Meng 

Xuenong ihrer Ämter enthoben wor

den. Als neue Gesundheitsministerin 

wurde die stellvertretende Minister

präsidentin Wu Yi bestimmt, die auf

grund ihrer langjährigen Erfahrungen 

im Außenwirtschaftsbereich interna

tionales Renommee besitzt und als 

intelligent, zielstrebig und durchset

zungsfähig gilt. Das Amt des Bei

jinger Bürgermeisters übernahm zu

nächst Wang Qishan, der erst im No

vember 2002 zum Parteisekretär von
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Hainan ernannt worden war (vgl. C.a., 

2003/1, Ü 6).

Die offizielle Bekanntgabe der Entlas

sungen Zhang Wenkangs und Meng 

Xuenongs folgte unmittelbar nach ei

ner internationalen Pressekonferenz, 

zu der zwei Tage zuvor - noch mit der 

Ankündigung der Anwesenheit von 

beiden - in- und ausländische Journa

listen eingeladen worden waren. Die

ser Umstand lässt darauf schließen, 

dass die Entscheidung der parteistaat

lichen Führungsspitze für die Amts

enthebung der beiden hochrangigen 

Regierungsvertreter erst wenige Tage 

oder Stunden vor der für den 20. April 

anberaumten Pressekonferenz gefallen 

sein dürfte. Anstelle von Gesundheits

minister Zhang Wenkang übernahm 

sein Stellvertreter Gao Qiang die Lei

tung der Pressekonferenz. Darin ge

stand er ein, dass die bislang offizi

ell angegebenen Zahlen für die Aus

breitung von SARS das wahre Ausmaß 

stark unterschätzt hätten. Für Beijing 

müsse die Zahl der bestätigten SARS- 

Fälle von bis dahin drei Dutzend auf 

339 korrigiert werden - eine beinahe 

zehnfache Steigerung. Auch für ande

re Städte und Provinzen wurden die 

Zahlen am selben Tag zum Teil stark 

nach oben korrigiert.

Die Diskrepanz erklärte Gao Qiang 

zum einen durch die Überforderung 

sowie die mangelnde Kommunikati

on und Koordination zwischen den 

zahlreichen, von verschiedenen Trä

gern betriebenen Krankenhäusern der 

Hauptstadt. Zum anderen räumte 

er Versäumnisse und Management

probleme im Gesundheitsministerium 

selbst ein, die dazu geführt hätten, 

dass der hohe Ansteckungsgrad und 

die rasche Ausbreitung der Krankheit 

nicht frühzeitig erkannt, keine syste

matischen Statistiken erstellt und kei

ne effektiven und landesweit koordi

nierten Maßnahmen zur Infektions

bekämpfung und -vorsorge formuliert 

worden seien. Auf Nachfrage erklär

te er, dass ihm keine Hinweise auf 

absichtliche Vertuschungstaktiken ein

zelner Provinzen oder Behörden vorlä

gen.

Neben diesen indirekten Eingeständ

nissen von Fehlern der Gesundheitsbe

hörden durch Gao Qiang wurden von 

offizieller Seite keine weiteren Grün

de für die Entlassungen der beiden 

hochrangigen Regierungsvertreter be

nannt. In der internationalen Medien

öffentlichkeit wurde der Schritt über

wiegend als positives Signal für ei

ne politische Kehrtwende der partei

staatlichen Führung im Umgang mit 

der Lungeninfektion gewertet, nach

dem die chinesische Regierung sich 

in den Monaten und Wochen zu

vor durch ihre informationspolitische 

Intransparenz, eine standhafte Ver

harmlosung des Problems und die 

Verweigerung effektiver Zusammenar

beit mit der Weltgesundheitsorganisa

tion (WHO) zunehmend in die Rol

le eines internationalen Parias ma

növriert hatte (vgl. C.a., 2003/3, Ü 

20, Ü 22 sowie die Übersicht oben 

in der Rubrik Außenpolitik in die

sem Heft). Hintergrund für die an

haltende Intransparenz dürfte nicht 

zuletzt die Tagung des X. Nationa

len Volkskongresses im März gewe

sen sein (vgl. C.a., 2003/3, S.313-325), 

ein politisches Großereignis, in dessen 

zeitlichem Umfeld der parteistaatliche 

Propagandaapparat gewöhnlich einen 

Bann über jegliche Krisen- und Kata

strophenberichterstattung verhängt.

In der Tat verlief der Aufklärungspro

zess nur sehr schleppend So befass

te sich der Staatsrat erst am 2. April 

erstmals eingehend mit dem Thema 

SARS; am selben Tag noch wurde den 

WHO-Experten die seit langem gefor

derte Begutachtung der Situation in 

der Provinz Guangdong, dem wahr

scheinlichen Ursprungsort von SARS, 

gestattet und landesweit verbindliche 

Anweisungen an die Krankenhäuser 

zum Umgang mit der Krankheit gege

ben. Dennoch fand noch keine grund

legende Revision der offiziellen Ein

schätzung des Problems statt. Statt

dessen sprachen Gesundheitsminister 

Zhang Wenkang und andere Partei- 

und RegierungsVertreter weiter davon, 

dass die Krankheit „unter Kontrolle“ 

und die Gesundheit der Bevölkerung 

nicht gefährdet sei.

Während Generalsekretär Hu Jintao 

auf einer Inspektionsreise in die Pro

vinz Guangdong noch am 14. April 

davon sprach, dass SARS dort „un

ter effektive Kontrolle“ gebracht wor

den sei, scheint sich in Beijing im 

Laufe der zweiten Aprilwoche nach 

und nach die Überzeugung eines ver

stärkten Handlungsbedarfs durchge

setzt zu haben. Ausschlaggebend hier

für könnte eine Enthüllung durch den 

pensionierten Militärarzt Jiang Yan- 

yong gewesen sein, der in den ersten 

Apriltagen zunächst an die chinesi

sche und dann auch an die internatio

nale Öffentlichkeit getreten war. Sei

nen Aussagen zu Folge seien in Mili

tärkrankenhäusern der Hauptstadt ein 

Vielfaches der Zahl von SARS-Fäl- 

len zu verzeichnen, die bislang offizi

ell angegeben worden waren. Während 

er Vertreter des Gesundheitsministeri

ums beschuldigte, die Zahlen bewusst 

zu beschönigen, verteidigten sich die

se damit, dass sie keinen Einblick in 

die Situation der Militäreinrichtungen 

hätten, die unabhängig von den Wei

sungen der Regierung betrieben wür

den. Durch derartige Enthüllungen of

fenbar in wachsendem Maße alarmiert, 

gestand Ministerpräsident Wen Jiabao 

anlässlich einer Kabinettssitzung am 

13. April die schwierige Lage und die 

Gefahr einer Ausbreitung von SARS 

in weitere Landesteile ein und warnte 

Partei- und Regierungsvertreter lan

desweit unter Strafandrohung vor ei

ner Vertuschung des wahren Ausma

ßes der Krankheit. Diese Botschaft 

wurde auf einer Sitzung des Ständi

gen Ausschusses des Politbüros wie

derholt, deren Hauptthema die Erhö

hung der Transparenz bezüglich der 

Ausbreitung der Lungeninfektion war. 

Alle zuständigen Partei- und Regie

rungsorgane auf regionaler und lokaler 

Ebene wurden eindringlich aufgefor

dert, wahrheitsgemäß, vollständig und 

zügig über die Lage in ihren Verwal

tungsbezirken zu berichten.

Die Enthebung Zhang Wenkangs und 

Meng Xuenongs von ihren Ämtern we

nige Tage später kann damit durchaus 

in einer Linie mit den Bemühungen 

der parteistaatlichen Führungsspitze 

um die Einforderung politischer Ver

antwortlichkeit von individuellen Re

gierungsvertretern verstanden werden. 

Für lokale Partei- und Regierungs

funktionäre dürfte die Signalwirkung 

umso stärker sein, als in der Vergan

genheit nur sehr selten zu diesem Mit

tel gegriffen worden war. Zuletzt war 

im Zusammenhang mit der Flutka

tastrophe des Jahres 1998 Niu Mao- 

sheng wegen Vernachlässigung seines 

Amtes als Minister für Wasserressour

cen zur Rechenschaft gezogen worden 

(vgl. C.a., 1998/11, S.1259).

Diese Interpretation der Amtsenthe

bungen des Gesundheitsministers und 

des Beijinger Bürgermeisters als Aus

druck eines progressiven Kurses der 
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zentralen Führung in Richtung auf 

mehr Transparenz und politische Ver

antwortlichkeit wird allerdings um ei

ne weniger rationale machtpolitische 

DeutungsVariante ergänzt. So wer

ten einige Hongkonger Kommentato

ren die Entlassungen Zhang Wenkangs 

und Meng Xuenongs als „Bauernop

fer“ einer von höchster Stelle gebillig

ten Vertuschungsstrategie, die von der 

Führungsspitze zunächst zur Abwen

dung wirtschaftlicher Schäden durch 

SARS ergriffen worden war, dann 

aber angesichts des wachsenden in

ternationalen Drucks auf China zu

nehmend unhaltbar geworden war. In 

seiner Funktion als Gesundheitsminis

ter könne Zhang Wenkang eine ab

sichtliche Beschönigung der Situation 

nur bedingt zur Last gelegt werden, 

nachdem bekannt sei, dass bereits in 

der Provinz Guangdong ebenso wie 

in Militärkreisen wichtige Informatio

nen über die Ausbreitung der Krank

heit verschleppt bzw. zurückgehalten 

worden waren. Dieser Umstand dürf

te zumindest einzelnen Vertretern der 

Führungsspitze bekannt gewesen sein, 

sodass Grund zur Annahme besteht, 

Zhang Wenkang könnte von höchster 

Stelle Weisung erhalten haben, Infor

mationen über das eigentliche Ausmaß 

von SARS ebenfalls zurückzuhalten.

Mehr noch scheint die Deutung eines 

„Bauernopfers“ auf den Fall des erst 

im Januar dieses Jahres zum Beijinger 

Bürgermeisters ernannten Meng Xue

nongs zuzutreffen. Anders als Zhang 

Wenkang können ihm offenbar keine 

bewussten und expliziten Falschdar

stellungen zum Vorwurf gemacht wer

den. Umso mehr drängt sich der Ver

dacht auf, dass machtpolitische Kal

küle im Konflikt der beiden derzeit do

minierenden Fraktionen um den alten 

und den neuen KPCh-Generalsekre- 

tär, Jiang Zemin und Hu Jintao, aus

schlaggebend für Mengs Entlassung 

gewesen sein könnten. So wird gemut

maßt, dass die Entscheidung für ei

ne Amtsenthebung Zhang Wenkangs, 

der als ehemaliger persönlicher Arzt 

Jiang Zemins auch als dessen enger 

politischer Vertrauter gilt, nur um den 

Preis eines kompensierenden Opfers 

auf der Gegenseite durchgesetzt wer

den konnte. Anstelle etwa des frü

heren und des neuen Parteisekretärs 

von Guangdong, Li Changchun und 

Zhang Dejiang, oder des Beijingers 

Parteisekretärs Liu Qi, denen eher ei

ne direkte Schuld bei der Verschlep

pung von Informationen zugeschrie

ben werden könnte, die aber ebenfalls 

der Fraktions Jiang Zemins zugehör

ten, sei Meng Xuenong zur Rechen

schaft gezogen worden, da dieser dem 

Lager um Hu Jintao zugeordnet wür

de (vgl. C.a., 2003/1, Ü 6). Insgesamt 

gehe die Fraktion um Jiang Zemin 

dennoch vorerst geschwächt aus die

sem Konflikt hervor, da sowohl Wu Yi, 

die Nachfolgerin von Zhang Wenkang 

im Amt des Gesundheitsministers, als 

auch Wang Qishan, der neu eingesetz

te Bürgermeister von Beijing, als Ge

folgsleute des früheren Ministerpräsi

denten Zhu Rongji gelten und damit 

die Position der neuen Führungsspitze 

um Hu Jintao und Wen Jiabao stärken 

dürften.

Sollte diese machtpolitische Deutung 

zutreffen, so würde dies nicht nur auf 

eine Spaltung der Führungsspitze hin

weisen, die einer effektiven Bekämp

fung von SARS auch in Zukunft im 

Wege stehen könnte. Es würde darü

ber hinaus auch implizieren, dass die 

jüngsten Bemühungen der parteistaat

lichen Führung um Transparenz und 

Rechenschaftslegung vorrangig takti

scher Natur sind und in erster Li

nie einer Vertuschung bisheriger Ver

tuschungstaktiken auf höchster Ebene 

dienen. Hoffnungen auf eine durchgrei

fende Kehrtwende in Richtung auf hö

here Transparenz und verstärkte po

litische Verantwortlichkeit wären da

mit kaum zu begründen. Zweifeln die

ser Art kann nur generell entgegenge

halten werden, dass der starke Druck 

der WHO und anderer internationaler 

Akteure der chinesischen Führung die 

enormen außenpolitischen und außen

wirtschaftlichen Kosten der intrans

parenten Informationspolitik vor Au

gen geführt haben muss, die aus dem 

passiven Umgang mit SARS entstan

den sind und sich noch weiter zu 

entwickeln drohen. Damit dürfte ein 

Lernprozess ausgelöst worden sein, der 

es allen Interessengruppen und politi

schen Fraktionen nahe legen müsste, 

gemeinsam möglichst effektive Mittel 

und Wege für eine zügige Bekämpfung 

der Krankheit zu finden.

Tatsächlich sprechen die seit dem 20. 

April ergriffenen, teilweise drakoni

schen Maßnahmen für eine effektive

re Bekämpfung von SARS. So wur

den in den Folgetagen die einwöchi

ge Arbeitspause um den 1. Mai, die 

1999 zur Stimulierung des heimischen 

Konsums eingeführt worden war, ab

gesagt, um eine weitere Ausbreitung 

der Krankheit durch intensiven Rei

severkehr zu verhindern. Ferner wur

den zahlreiche öffentliche und private 

Dienstleistungseinrichtungen und Ver

gnügungsstätten wie etwa öffentliche 

Bibliotheken, Theater, Kinos, Karao- 

ke-Bars etc. geschlossen sowie natio

nale und internationale Großereignisse 

abgesagt. Zur Erarbeitung und Imple

mentierung von landesweit einheitli

chen Maßnahmen im Umgang mit der 

Lungeninfektion beschloss der Staats

rat ferner am 23. April die Einrichtung 

eines „Leitungsstabs für die Vorsorge 

und Bekämpfung von SARS“, zu de

ren Leiterin Wu Yi bestimmt wurde, 

deren Einfluss damit weiter steigt. Der 

Leitungsstab wurde umgehend aktiv, 

indem er Gelder von knapp drei Mil

liarden RMB Yuan für die Vorsor

ge und Bekämpfung von SARS in 

Aussicht stellte, darunter 900 Millio

nen RMB Yuan speziell für die zent

ral- und westchinesischen Provinzen, 

wo das Gesundheitssystem besonders 

rückständig ist.

In der Hauptstadt, die neben Guang

dong am stärksten von SARS betrof

fen ist, wurde außerdem eine „Ge

mischte Arbeitsgruppe zur Vorsor

ge und Bekämpfung von SARS“ ins 

Leben gerufen, deren erklärtes Ziel 

es ist, über die bestehenden Gren

zen zwischen den Weisungshierarchi

en von Partei, Regierung und Mili

tär hinweg effektive Maßnahmen ge

gen die Krankheit zu ergreifen. Ent

sprechend wurden als Leiter der Ar

beitsgruppe der Beijinger Parteisekre

tär Liu Qi und als dessen Stellvertre

ter der neue Beijinger Bürgermeister 

Wang Qishan, der stellvertretende Ge

sundheitsminister Wu Qingsheng und 

der Leiter der Logistikabteilung der 

Volksbefreiungsarmee Wang Qian be

nannt. Ende April legte die Arbeits

gruppe einen „Zehn-Punkte-Plan“ vor, 

der umfassende Präventionsmaßnah

men, eingehende Kontrollen und täg

liche Meldepflichten neuer SARS-Fälle 

für alle Krankenhäuser, Gesundheits

kontrollen im öffentlichen Verkehr, die 

Überwachung migrierender Arbeits

kräfte, einen koordinierten Einsatz des 

vorhandenen medizinischen Personals 

sowie die finanzielle Unterstützung des 

Krankenhauspersonals vorsieht.
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Ebenfalls Ende April wurden 1.200 

Elitefachkräfte des medizinischen Per

sonals der Volksbefreiungsarmee zum 

Dienst in einem neu errichteten Spe

zialkrankenhaus im Beijinger Vorort 

Xiaotangshan abgeordnet, in dem ab 

Anfang Mai 1.000 Betten für SARS- 

Patienten zur Verfügung stehen sol

len. Einige Kommentatoren sehen in 

diesem Schritt ein positives Zeichen 

dafür, dass auch Jiang Zemin, der 

als Leiter der Zentralen Militärkom

mission diese Abordnung genehmigen 

musste, inzwischen auf den Kurs der 

neuen Führungsspitze unter Hu Jintao 

und Wen Jiabao eingeschwenkt ist, um 

eine weitere Isolierung zu vermeiden.

Ungeachtet verschiedener machtpoliti

scher Erwägungen dürfte der faktische 

Erfolg der verschiedenen nach dem 20. 

April ergriffenen Maßnahmen davon 

abhängen, in welchem Umfang sich die 

Lungenkrankheit SARS bereits außer

halb der Metropolen ausgebreitet hat. 

Kann man annehmen, dass in Guang

dong, Beijing und anderen Großstäd

ten des Landes grundsätzlich die tech

nischen und administrativen Voraus

setzungen bestehen könnten, um die 

Infektion einzudämmen, so erscheint 

eine Ausbreitung in den weiten länd

lichen Regionen Chinas, wo das Ge

sundheitssystem zum Teil seit lan

gen Jahren vernachlässigt worden ist, 

kaum kontrollierbar (vgl. den ausführ

lichen Beitrag von Ole Döring im hin

teren Teil dieses Heftes). (XNA, 21.,

23., 27., 29.4.03; Xinhua, 6., 10., 11.,

14., 20., 21., 22., 23., 24., 25., 26., 27.,

28., 30.4.03, nach BBC PF, 8., 13.,

15., 22., 23., 24., 25., 26., 27., 28.,

29., 30.4., 2.5.03; SCMP, 23., 29.4., 

2.5.03; WSJ, 15., 20., 21., 22., 25., 

26.4.03; IHT, 15., 18., 25.4.03; FT,

20.4., 2.5.03; Washington Post, 27.4., 

1.5.03; ST, 21., 22., 26., 27., 29.4.03; 

FAZ, 30.4.03; CNN.com, 13.5.03; Wil

ly Lam, „SARS Crisis: Beijing’s Lea

dership Slowly Responds“, in: China 

Brief, vol. 3, issue 8, 22.4.03) -hol-

11 SARS — ..Chinas Tscherno

byl“?

Verfolgt man die internationale De

batte über die SARS-Krise und ih

re möglichen Folgen für das politi

sche System der VR China, so fällt 

der häufige Vergleich mit den Fol

gen des Reaktorunglücks von Tscher

nobyl von 1986 für den Zusammen

bruch des kommunistischen Regimes 

der Sowjetunion auf. Nach der Auf

fassung von Historikern war die an

fängliche Geheimhaltung der sowjeti

schen Behörden über das Ausmaß der 

nuklearen Verstrahlung und die völ

lige Missachtung der Gesundheit der 

Bevölkerung ein zentraler Faktor für 

den Kollaps des Regimes wenige Jah

re später. Die Entscheidung des da

maligen Generalsekretärs der KPdSU, 

Michail Gorbatschow, für eine Politik 

der Transparenz („Glasnost“) als Mit

tel zur Wiederherstellung der Glaub

würdigkeit und Legitimität kommu

nistischer Herrschaft, habe dabei den 

Zerfall der autoritären Strukturen nur 

beschleunigt und damit letztendlich 

zum Zusammenbruch des politischen 

Systems beigetragen.

Verschiedene Kommentatoren sagen 

dem politischen System der VR China 

angesichts der SARS-Krise eine ähnli

che Zukunft voraus. In der Tat drän

gen sich auf den ersten Blick mehrere 

Parallelen mit den Folgen des Reak

torunglücks von Tschernobyl auf. So 

hat die rasche Verbreitung der Lun

genkrankheit SARS in China die ne

gativen Folgen autoritärer Informa

tionskontrolle, die fatale Eigendyna

mik sektoraler und regionaler Eigen

interessen sowie die verbreitete Inef

fizienz und Starrheit bürokratischer 

Strukturen aufgezeigt. Auch lässt sich 

beobachten, dass die Intransparenz 

- bzw. noch mehr die halbherzige 

Entscheidung zu mehr Transparenz - 

die Glaubwürdigkeit der parteistaat

lichen Führung untergraben und teil

weise panische Reaktionen in der Be

völkerung ausgelöst hat, wie Berichte 

aus verschiedenen Landesteilen über 

die Abschottung einzelner Kommu

nen durch Straßensperren, Panikkäufe 

oder Ausschreitungen gegen Quaran

tänestationen belegen. Die Gewähr

leistung wichtiger Grundlagen der po

litischen Legitimität der parteistaat

lichen Führung, nämlich der Schutz 

der persönlichen Sicherheit und die 

stetige Hebung des allgemeinen Le

bensstandards, scheinen durch SARS 

in Frage gestellt. Die Erosion partei

staatlicher Legitimität könnte umso 

schneller erfolgen, als die chinesische 

Führung anders als etwa im Fall der 

Tiananmen-Ereignisse des Jahres 1989 

oder des 1999 entstandenen Falun- 

gong-Konflikts schwerlich einen „Sün

denbock“ für die Krise verantwort

lich machen kann. Damit könnte die 

Lungeninfektion SARS die allgemei

ne These bestätigen, wonach autori

tär geprägte politische Systeme dann 

besonders verwundbar sind, wenn sie 

- wie die Sowjetunion unter Gorbat

schow - beginnen, sich von innen he

raus zu reformieren.

Der Schlagkraft dieses Vergleichs zwi

schen der SARS-Krise und der Reak

torkatastrophe von Tschernobyl sind 

allerdings verschiedene Faktoren ent

gegenzuhalten. So sollte grundsätz

lich veranschlagt werden, dass die par

teistaatliche Führung der VR China 

durchaus ihre Lehren aus dem sowje

tischen Beispiel gezogen und seit den 

frühen 1990er Jahren sehr viel da

ran gesetzt hat, die wahrgenommenen 

„Fehler“ Gorbatschows zu vermeiden.

Gegen eine Wiederholung des „Tscher

nobyl-Effekts“ dürfte außerdem die 

Tatsache sprechen, dass die VR Chi

na sich in einem deutlich fortgeschrit

teneren Stadium der wirtschaftlichen 

Globalisierung befindet als die Sowjet

union in den 1980er Jahren. Vor dem 

Hintergrund intensiver Verflechtungen 

im internationalen Verkehr von Perso

nen, Gütern und Informationen treten 

durch die SARS-Krise die hohen Kos

ten einer restriktiven Informationspo

litik und der damit einhergehenden 

Ineffizienz staatlicher Kontrolle umso 

deutlicher vor Augen. Entsprechend 

höher sollten damit aber auch die An

reize für einen Lernprozess sein, der 

die erkannten Defizite politischer Ver

antwortlichkeit und Transparenz posi

tiv auffängt.

Diese Anreize weisen freilich nicht 

zwangsläufig in die Richtung libera

ler politischer Reformen, der Einfüh

rung von Demokratie und einer frei

en Presse, sondern eher in Richtung 

auf eine Stärkung zentraler Kontrol

le. So lässt sich alternativ argumen

tieren, wie dies andere Kommentato

ren tun, dass die anfänglich schwa

che Position der seit dem vergangenen 

Herbst installierten staatlichen neu

en Führungsspitze unter Hu Jintao 

und Wen Jiabao durch die Ausbrei

tung der Lungenkrankheit deutlich ge

stärkt worden ist. Grund ist die mit 

der SARS-Krise einhergehende allge

meine Wahrnehmung eines gesteiger

ten Bedarfs nach einem effektiven, ein

heitlich gelenkten bürokratischen Ap

CNN.com
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parat und verstärkter zentraler Kon

trolle über regionale und lokale Egois

men. Gerade gegenüber den Lokalre

gierungen, die im Lauf der Reformpe

riode in wachsendem Maße protektio

nistische Eigeninteressen gepflegt ha

ben, könnte die Durchsetzungsfähig

keit der zentralen Führung durch die 

Krise gestärkt worden sein. Konkre

ter Ausdruck hierfür wäre etwa eine 

striktere Ahndung mangelnder poli

tischer Verantwortlichkeit durch Ent

lassungen und andere Disziplinarmaß- 

nahmen, wie sie auf höchster Ebene 

durch die jüngste Amtsenthebung des 

Gesundheitsministers und des Beijin

ger Bürgermeisters vorexerziert wur

de, auch auf lokaler Ebene (vgl. die 

vorangehende Übersicht). In dem Ma

ße, wie es der zentralen Führung ge

länge, Ineffizienzen im Kadersystem 

abzubauen und den verbreiteten regio

nalen und lokalen Egoismen entgegen

zuwirken, könnte ihre Legitimität in 

den Augen der Bevölkerung sogar stei

gen.

Ausschlaggebend für den Ausgang der 

Krise und ihrer Folgen für das po

litische System dürfte die Intensität 

und Dauer der Krise sein. Mittelfris

tig besteht die Möglichkeit, dass die 

Handlungsfähigkeit der parteistaatli

chen Führung durch das verbreitete 

Krisenbewusstsein eher gestärkt denn 

geschwächt wird. Dies dürfte insbeson

dere dann gelten, wenn der interna

tionale Druck auf China aufrechter

halten und zugleich kompetente Hil

fe bei der Bekämpfung der Krank

heit angeboten und von Seiten der chi

nesischen Führung auch angenommen 

wird. Sollte sich allerdings zeigen, dass 

die Infektion nicht mehr einzudäm

men ist und die negativen Auswirkun

gen der Krankheit auf die Sicherheit 

der breiten Bevölkerung und die hei

mische Wirtschaft längerfristig anhal

ten werden, so könnten die Legitima

tionsgrundlagen des politischen Sys

tems nachhaltig erodieren. (WSJ, 22.,

25.4., 1., 2., 6.5.03; Washington Post, 

27.4.03; FT, 7.5.03; New York Times, 

13.5.03; Willy Lam, „SARS: Growing 

Impact on China’s Leadership“, in: 

China Brief, vol. 3, issue 9; Neil Beck, 

„What does SARS Mean for China?“, 

in: NBR Briefing, no. 13, 9.5.03; Ste

ve Xu, „China: Positive Changes in 

the Wake of SARS“, in: DSG Asia, 

12.5.03) -hol-

12 Innerparteiliche Demokratie 

in Theorie und Praxis

Nachdem das Konzept „innerpartei

licher Demokratie“ (dangnei minzhu) 

auf dem XVI. Parteitag der KPCh im 

November 2002 als wichtiges Element 

des Aufbaus einer „sozialistischen De

mokratie“ offiziell propagiert worden 

ist (vgl. C.a., 2002/12, S.1402-1412), 

wurde es zuletzt von verschiedenen 

Medien aufgegriffen, die die Umset

zung dieses Konzepts in Theorie und 

Praxis beleuchten.

Ein ausführlicher theoretischer Arti

kel zum Thema erschien Anfang April 

im Parteiorgan Qiushi („Wahrheits

suche“). Innerparteiliche Demokratie 

wurde darin als die „Lebenslinie“ der 

KPCh bezeichnet, der eine „extrem 

hohe Bedeutung bei der Fortentwick

lung des großen Projekts des Partei

aufbaus und des Aufbaus einer Demo

kratie chinesischer Prägung“ zukom

me. Wie in theoretischen Grundsatz

abhandlungen üblich, handelte der 

Beitrag zunächst die Begriffsgeschich

te in den Versionen von Karl Marx, 

Mao Zedong und Deng Xiaoping ab, 

um daraus die generelle Lehre zu zie

hen: „Das politische Leben in der Par

tei ist immer dann normal und die 

Sache der Partei immer dann gut 

entwickelt, wenn die innerparteiliche 

Demokratie voll vorangetrieben und 

das Verhältnis zwischen Demokratie 

und Zentralismus korrekt behandelt 

wird. [...] Umgekehrt wird das po

litische Leben der Partei unweiger

lich anomal werden, wird die Partei 

Fehler begehen und wird die Sache 

von Partei und Volk Schaden leiden, 

wenn die innerparteiliche Demokratie 

geschwächt oder gar zerstört wird.“ 

(Qiushi, 2003/7 (1.4.03), S.22-24)

Die eminente Bedeutung innerpartei

licher Demokratie sei nun von Jiang 

Zemin erkannt und zu einer neuen 

Programmatik ausgearbeitet worden, 

die es erlaube, Enthusiasmus, Initiati

ve und Kreativität der großen Mehr

heit der Parteimitglieder zu mobili

sieren und die Sache der KPCh da

mit weiterzuentwickeln. Dies wiede

rum sei die Gewähr für korrekte politi

sche Entscheidungen und eine korrek

te parteipolitische Führung. Entspre

chend gehe es bei der auf dem XVI. 

Parteitag verkündeten Programmatik 

darum, die demokratischen Rechte der 

Parteimitglieder zu gewährleisten, das

System der Parteikongresse und der 

Parteikomitees zu verbessern und die 

Strukturen und Mechanismen der in

nerparteilichen Demokratie so zu ver

vollkommnen, dass diese den politi

schen Willen von Parteimitgliedern 

und Parteiorganisationen umfassend 

reflektiere.

Wenig konkret wird dazu erläutert, 

dass der Schutz der demokratischen 

Rechte der Parteimitglieder das Recht 

auf Information über und Partizi

pation in Parteiangelegenheiten, das 

Recht der Abstimmung über Ent

scheidungen der Partei, das Recht, 

Vorschläge zur Parteiarbeit abzuge

ben, das Recht auf aktive und pas

sive Wahl, auf Kritik und Verteidi

gung ihrer Vorschläge sowie das Recht 

auf Evaluierung, Überwachung von 

und Anklageerhebung gegen Partei

kader beinhalte. Ebenso vage blei

ben die Ausführungen zu den geplan

ten strukturellen Reformen. So heißt 

es etwa, dass die Beziehungen zwi

schen Parteikongressen, Plenarsitzun

gen und Ständigen Ausschüssen „ge

glättet“ werden sollten - eine Aus

drucksweise, die auf bereits vor dem 

XVI. Parteitag formulierte Pläne zu

rückgehen dürfte, die Parteikongres

se auf Provinz- und untergeordne

ten Ebenen aufzuwerten, indem die

se häufiger einberufen und in ihren 

Kompetenzen im Verhältnis zu den 

Ständigen Ausschüssen der jeweiligen 

Ebene gestärkt werden. Die Partei

tags-Abgeordneten sollten auch au

ßerhalb der Parteitagssitzungen ei

ne stärkere Rolle in den parteipoli

tischen Entscheidungsprozessen spie

len. Auch wird gefordert, ein „wis

senschaftliches Führungssystem“ zu 

bilden, dessen Aufgaben und Rech

te klar definiert sind, das sich mit 

allen relevanten Gruppen abstimme 

und effektive Sanktionen aufzuerle

gen in der Lage sei. Schließlich solle 

das System demokratischer Empfeh

lungen und Kandidatenauswahl sowie 

das System innerparteilicher Wahlen 

verbessert werden. Für Führungsposi

tionen sollten grundsätzlich öffentliche 

Stellenausschreibungen vorgenommen 

und ein offenes Auswahlverfahren un

ter Wettbewerbsbedingungen durch

geführt werden. Dazu solle das Kandi

datennominierungsverfahren vervoll

kommnet, die Zahl der Kandidaten im 

Verhältnis der zu besetzenden Stel

len erhöht und die Transparenz der
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Wahlen verbessert werden. So va

ge diese Ausführungen sind, schei

nen sie zumindest in der Theorie 

doch relativ unmissverständliche Vor

stellungen einer breiteren Partizipati

on von Parteimitgliedern im Rahmen 

der Parteikongresse und einer ver

stärkten Einführung von Elementen 

demokratischer Konkurrenzwahlen in

nerhalb der Parteigremien zu propa

gieren.

Wie weit die Praxis von diesem theo

retischen Ideal gegenwärtig noch ent

fernt ist, zeigt ein Xinhua-Kommen

tar vom 10. April, der sich mit den 

jüngsten Wahlen auf einer Plenarsit

zung des Parteikomitees der Provinz 

Guangdong kritisch auseinander setzt. 

Hierbei ist zu wissen, dass die Provinz 

Guangdong im zeitlichen Umfeld des 

XVI. Parteitags der KPCh wiederholt 

als Vorbild für die Einführung demo

kratischer Abstimmungsverfahren in

nerhalb der dortigen Parteiorgane ge

golten hatte (vgl. C.a., 2002/5, Ü 7). 

Wie der Xinhua-Kommentar nun mit 

einer gewissen ironischen Distanz auf

zeigt, waren zur Wahl für insgesamt 

58 Führungspositionen auf Präfektur- 

bzw. Abteilungsebene nur genau 58 

Kandidaten angetreten, die folglich 

sämtlich in die zu besetzenden Äm

ter gewählt wurden - von einer Bewer

berkonkurrenz konnte mithin nicht die 

Rede sein.

Überdies sei in der offiziellen Medien

berichterstattung über die Wahlen nur 

lapidar berichtet worden, dass die 

Kandidaten sämtlich mit einer Mehr

heit der Stimmen in ihre Ämter ge

wählt worden seien, eine Information, 

die impliziere, dass auch Enthaltun

gen und oder negative Stimmabgaben 

in den Wahlergebnissen enthalten wa

ren - genau hierüber aber fehle jegli

che Angabe. Der Kommentar beklagt 

diese Unterschlagung wichtiger Infor

mationen über die Zahlen von Enthal

tungen und negativen Voten, die er 

darauf zurückführt, dass die „Insider“ 

der Parteigremien kein Interesse an ih

rer Bekanntgabe hätten. Hier hand

le es sich um eine Frage der persön

lichen Gesichtswahrung, da Angaben 

über Enthaltungen und negative Stim

men der Öffentlichkeit erlauben wür

den, sich selbst eine Meinung über die 

im Wahl vor gang reflektierten Unter

schiede in Reputation und Kompetenz 

der einzelnen Kandidaten zu bilden. 

Genau dies wäre aber Ziel und Zweck 

von demokratischen Wahlen, die der 

Öffentlichkeit und den Bewerbern Ge

legenheit geben sollten, aus negativen 

Wahlergebnissen zu lernen. Neinstim

men der Wähler sollten als ein wert

voller „Schatz“ und ein „heller Spie

gel“ verstanden werden, der es erlau

be, Schwächen und Fehler zu erkennen 

und diese zu überwinden. Nicht nur 

für den einzelnen Kandidaten sei dies 

von großer Bedeutung, sondern auch 

als Meilenstein für den Aufbau demo

kratischer Politik und einer „sozialis

tischen politischen Zivilisation“ (Xin

hua, 10.4.03, nach BBC PF, 12.4.03).

Wie diese beiden Artikel aus ihren 

ganz unterschiedlichen Blickwinkeln 

aufzeigen, knüpfen sich an das Kon

zept der innerparteilichen Demokratie 

zumindest unter Teilen der politischen 

Eliten derzeit hohe Erwartungen, de

ren praktische Umsetzung allerdings 

als durchaus schwierig erscheint. Ins

besondere erscheint es fraglich, inwie

weit sich die autoritär ausgerichte

ten Institutionen des „demokratischen 

Zentralismus“ so umbilden lassen, dass 

sie tatsächlich eine breitere und effek

tivere Partizipation der Parteimitglie

der in regionalen und zentralen Ent

scheidungsprozessen ermöglichen. So

lange die autoritäre Position der Par

teiführungsspitzen, wie sie sich in den 

Ständigen Ausschüssen der Parteiko

mitees auf nationaler und Provinzebe

ne niederschlage, unangetastet bleibt, 

droht das Konzept der „innerpartei

lichen Demokratie“ zu einer beliebig 

ausdeutbaren Worthülse zu verkom

men. -hol-

13 Ideologische Erziehungs

maßnahmen für KPCh-Mit- 

glieder intensiviert

Wie Anfang April aus einer Xinhua- 

Meldung hervorging, ist beim Zent

ralkomitee der KPCh eine neue Füh

rungsgruppe zur ideologischen Erzie

hung von Parteimitgliedern ins Leben 

gerufen worden, als deren Leiter He 

Guoqiang bestimmt wurde. Der 1943 

geborene He Guoqiang, seit 1999 Par

teisekretär der regierungsunmittelba

ren Stadt Chongqing, war auf dem 

XVI. Parteitag der KPCh im Novem

ber 2002 zum Mitglied des Politbü

ros, zum Leiter der Organisationsab

teilung des ZK und zum Mitglied des 

ZK-Sekretariats ernannt worden. Da

mit vereint er mehrere wichtige Ämter 

an den organisatorischen und perso

nellen Schaltstellen der Parteizentrale. 

He Guoqiang gilt als langjähriger Ver

trauter und treuer Gefolgsmann des 

früheren Staats- und Parteichefs Jiang 

Zemin.

Die vollständige Bezeichnung der neu

en Führungsgruppe als „ZK-Füh- 

rungsgruppe für das Piloterziehungs

projekt zur Aufrechterhaltung des 

fortschrittlichen Charakters von Mit

gliedern der KPCh“ lässt darauf 

schließen, dass die neue Parteiführung 

die Notwendigkeit sieht, der ideolo

gischen Erziehung der Parteimitglie

der einen stärkeren organisatorischen 

Rahmen zu verleihen, der offenbar in 

Gestalt eines Pilotprojektes nationa

len Vorbildcharakter entfalten soll. So 

weit der Meldung zu entnehmen ist, 

sind mehrere Provinzen und regie

rungsunmittelbare Städte sowie ver

schiedene ZK-Abteilungen und Minis

terien in dieses Pilotprojekt einbezo

gen worden. Um welche regionalen 

und administrativen Einheiten es sich 

dabei konkret handelt und auf wel

chen Zeitraum das Projekt angelegt 

ist, geht aus den verfügbaren Infor

mationen leider nicht hervor. Abgese

hen von der Propagierung der Dok

trin der „Dreifachen Repräsentation“, 

mit der der scheidende Generalsekre

tär Jiang Zemin den Weg für die Auf

nahme von Privatunternehmern und 

anderen neuen wirtschaftlichen Eliten 

in die KPCh geebnet hatte (vgl. da

zu C.a., 2001/7, S.739-746; 2002/12, 

S.1402-1012), ist bislang auch nicht 

bekannt, welche Inhalte durch das Er

ziehungsprojekt vermittelt werden sol

len.

Seit Anfang April sind die Mitglieder 

der KPCh auch Adressaten einer vom 

neuen KPCh-Generalsekretär Hu Jin- 

tao persönlich initiierten Erziehungs

kampagne. Diese steht unter dem Mot

to „Lernen von Zheng Peimin“ und 

scheint in ihrer inhaltlichen Ausrich

tung gewisse Parallelen mit der seit 

1963 gepflegten Kampagne unter dem 

Motto „Lernen von Lei Feng“ aufzu

weisen, die erst im vergangenen Monat 

neu aufgelegt worden war (vgl. C.a., 

2003/3, Ü 14). Zheng Peimin war 1943 

in der Provinz Hebei geboren worden, 

hatte Physik studiert und war 1969 

in die KPCh eingetreten. Nachdem er 

wie viele seiner Altersgenossen eine 

technokratische Karriere in verschie
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denen organisatorischen Bereichen der 

KPCh hinter sich gebracht hatte, war 

er vor seinem Tod zuletzt von 1995 

bis 2001 stellvertretender Parteisekre

tär der Provinz Hunan. Hier hatte er 

sich offenbar insbesondere im Zusam

menhang mit der Flutkatastrophe des 

Jahres 1998 einen Ruf als engagierter 

Parteifunktionär und „Diener des Vol

kes“ erworben, der nun als Grundla

ge für die Idolisierung Zheng Peimins 

herangezogen wurde.

Wie den zahlreichen Medienberichten 

zum „Lernen von Zheng Peimin“ zu 

entnehmen ist, wird der exemplarische 

Charakter dieses Idols im selbstlo

sen Einsatz für die Bevölkerung gese

hen. Wiederholt zitiert wird ein Tage

bucheintrag Zheng Peimins: „Für im

mer ein Diener des Volkes bleiben!“ 

- eine Tugend, die zugleich die wich

tigste Eigenschaft eines vorbildhaf

ten Parteifunktionärs ausmacht. Da

mit schließt die Kampagne zugleich 

an zwei allgemeinere Doktrinen an: 

Zum einen soll durch das „Lernen von 

Zheng Peimin“ die Erziehung in der 

„Dreifachen Repräsentation“ vorange

trieben werden, zum anderen in der 

von Hu Jintao nach seinem Amtsan

tritt als Generalsekretär im Novem

ber 2002 propagierten Doktrin des 

„Zweifachen Müssens“ („Wir müssen 

sicherstellen, dass die Kader fortge

setzt einen Arbeitsstil der Demut, 

Umsicht, frei von Arroganz und Un

besonnenheit, pflegen, und wir müs

sen sicherstellen, dass die Kader fort

gesetzt einen Arbeitsstil harter Arbeit 

und harten Kampfes pflegen“), mit der 

Hu Jintao bei Mao Zedong Anleihen 

machte (vgl. C.a., 2002/12, Ü 10).

So wenig nachvollziehbar die konkre

ten Motivationen, Ziele und Inhalte 

dieser vielfältigen Anstrengungen zur 

Erziehung der KPCh-Mitglieder sind, 

zeigt sich daran doch, welch große 

Energien auch unter der neuen staat

lichen Führung durch parteiideologi

sche Aktivitäten gebunden werden. 

Angesichts der jüngsten Häufung sol

cher Erziehungsmaßnahmen ist nicht 

auszuschließen, dass sie Träger ei

ner machtpolitischen Auseinanderset

zung zwischen verschiedenen politi

schen Gruppierungen sind. Eine mög

liche Interpretation wäre, dass ein 

zentraler Konfliktpunkt in der Frage 

liegt, welchen Stellenwert die noch von 

Jiang Zemin formulierte und propa

gierte Doktrin der „Dreifachen Reprä

sentation“ unter der politischen Füh

rung seines Nachfolgers Hu Jintao ein

nehmen soll. Hu selbst scheint die 

„Dreifache Repräsentation“ nur rela

tiv widerwillig in sein ideologisches 

Vokabular integriert zu haben und 

ihr die Doktrin des „Zweifachen Müs

sens“ entgegenzustellen, die inhaltlich 

stärker an den Interessen der breiten 

Bevölkerung als an denen der neu

en wirtschaftlichen Eliten ausgerichtet 

ist. (Xinhua, 2., 3., 6., 7., 18.4.03, nach 

BBC PF, 5., 9., 12., 21.4.03) -hol-

14 Verwaltungsreform in Bei

jing

Seit 2002 hatte die südchinesische 

Küstenmetropole Shenzhen durch die 

Ankündigung einer durchgreifenden 

Verwaltungsreform, die öffentlich- 

keitswirksam als „politische Reform“ 

vermarktet worden war, von sich Re

den gemacht (vgl. C.a., 2003/1, Ü 9). 

Wie nun Anfang April gemeldet wur

de, sollen auch in Beijing, das als re

gierungsunmittelbare Stadt Provinz

status hat, einschneidende Reformen 

im Verwaltungsapparat stattfinden. 

Wenn diese auch in der offiziellen Be

richterstattung bei weitem nicht so 

prominent behandelt werden, schei

nen sie doch einer ähnlichen Logik zu 

folgen wie die jüngsten Reformen in 

der Sonderwirtschaftszone Shenzhen.

So weit den spärlichen Angaben 

zu entnehmen ist, soll der Res

sortzuschnitt der Regierungs- und 

Verwaltungsbehörden der Stadt Bei

jing gemäß dreier Schlüsselfunktio

nen umstrukturiert werden, nämlich 

nach Kompetenzen der Politikformu

lierung, der Politikumsetzung und der 

Aufsicht. Auch der Verwaltungsreform 

in Shenzhen wurde eine solche Dreitei

lung politischer Kompetenzen zugrun

de gelegt, sodass die dortigen Expe

rimente wohl als ein Vorbild für die 

jüngsten Reformmaßnahmen in Bei

jing gelten können.

In Beijing selbst sei im nordwestlichen 

Stadtteil Haidian, wo die Mehrzahl 

der Hightech-Firmen der Stadt sowie 

zahlreiche Forschungsstätten und Uni- 

verstitäten angesiedelt sind, bereits 

ein entsprechendes Pilotprojekt ange

laufen. Details wurden hierzu bislang 

leider nicht bekannt.

Wie außerdem angekündigt wurde, 

plane die Beijinger Stadtregierung un

ter anderem, bis Ende des laufenden 

Jahres 175 Kategorien von Verwal

tungsgebühren für ausländische Un

ternehmen abzuschaffen und die Kos

ten für die kommerzielle Nutzung von 

Grund und Boden zu senken. Die

se und andere Reformpläne dürften 

im größeren Kontext von Bemühun

gen zu deuten sein, der Hauptstadt 

des Landes in den Augen der interna

tionalen Öffentlichkeit ein fortschritt

licheres Image zu verleihen. Besonde

re Herausforderungen in dieser Rich

tung sind im Zuge nicht nur des WTO- 

Beitritts der VR China im Dezem

ber 2001, sondern auch der Vorberei

tung auf die Austragung der Olympi

schen Spiele im Jahr 2008 entstanden. 

(China Daily, 10.11.04; XNA, 11.4.03) 

-hol-

15 Li Shenzhi achtzigjährig ver- 

storben

Li Shenzhi, ein bekannter Intellektu

eller und Befürworter liberaler De

mokratie, ist am 22. April im Alter 

von achtzig Jahren in einem Beijin

ger Krankenhaus an einer Lungenent

zündung gestorben. Nachdem Li Shen

zhi seit den 1940er Jahren ein akti

ves politisches Leben geführt und ins

besondere die Beziehungen der Volks

republik China zu den USA phasen

weise entscheidend mitgestaltet hatte, 

war er in den vergangenen dreieinhalb 

Jahren wegen eines Zerwürfnisses mit 

Jiang Zemin zu weitgehender politi

scher Passivität verurteilt gewesen.

Li Shenzhi war 1923 in Wuxi als 

Sohn einer wohlhabenden Kaufmanns

familie in der südostchinesischen Pro

vinz Jiangsu geboren worden und er

hielt eine westlich geprägte Ausbil

dung. Nach dem Abschluss seines Stu

diums der Wirtschaftswissenschaften 

an der renommierten Yenching-Uni- 

versität (spätere Beijing-Universität) 

in den frühen 1940er Jahren schlug er 

verschiedene Möglichkeiten eines Stu

diums in den USA oder einer Karrie

re in der Guomindang-Regierung, die 

sich ihm aufgrund seines familiären 

und Bildungshintergrunds boten, aus 

und trat stattdessen der KPCh bei. 

Nach der Gründung der Volksrepublik 

stieg er zu einem führenden Außen

politikberater des damaligen Minister

präsidenten Zhou Enlai auf. In dieser 

Funktion setzte er sich für die Grund
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sätze einer „friedlichen Koexistenz“ in 

der chinesischen Außenpolitik ein und 

mahnte beständig vor einer diploma

tischen Isolierung der Volksrepublik. 

Forderungen nach einer Demokratisie

rung des politischen Systems brachten 

ihm bereits in den 1950er Jahren ei

ne Verurteilung als „rechtes Element“ 

ein, was zur Folge hatte, dass er wäh

rend der 1960er und 1970er Jahre von 

einflussreichen Ämtern ausgeschlossen 

blieb.

Erst unter Deng Xiaoping wurde sei

ne außenpolitische Expertise wieder 

nachgefragt; 1979 hatte Li Shenzhi, 

der für eine stärkere Annährung und 

aktives Engagement Chinas in den 

sino-amerikanischen Beziehungen ein

trat, Gelegenheit, Deng auf dessen 

Reise in die USA zu begleiten. 1981 

gründete Li das Institut für Amerika

studien an der Chinesischen Akademie 

für Sozialwissenschaften, deren Vize

präsident er war; 1988 rief er außer

dem die Chinesische Vereinigung für 

Amerikastudien ins Leben, beides mit 

dem Ziel, den Kenntnisstand chinesi

scher Politiker und der chinesischen 

Öffentlichkeit über die USA zu verbes

sern und so zu einer Intensivierung der 

sino-amerikanischen Beziehungen bei

zutragen.

Im Zuge der Tiananmen-Krise des 

Jahres 1989 wurde Li Shenzhi sei

nes Amtes als Vizepräsident der Chi

nesischen Akademie für Sozialwissen

schaften enthoben. Angeblich war der 

Grund dafür, dass er sich geweigert 

hatte, einer von dem damaligen Mi

nisterpräsidenten Li Peng einberufe

nen Sitzung anlässlich der Verhängung 

des Ausnahmezustands über Beijiing 

beizuwohnen. Dies hinderte ihn nicht, 

in den Folgejahren als wissenschaft

licher Mitarbeiter der Akademie For

schung auf dem Gebiet der Globali

sierungsstudien zu treiben, wobei er 

auch dabei seine Grundüberzeugung 

aufrechterhielt, dass ein regelmäßiger 

Austausch mit der internationalen Ge

meinschaft und die Übernahme inter

nationaler Standards von großer Be

deutung für die weitere Entwicklung 

Chinas seien.

Li Shenzhis Stimme wurde allerdings 

endgültig aus der Öffentlichkeit ver

bannt, nachdem er anlässlich des 50. 

Jahrestags der Gründung der Volksre

publik China einen Artikel publizier

te, in dem er das bestehende politische

System scharf kritisierte und tief grei

fende politische Reformen anmahnte. 

In dem Artikel mit dem Titel „Fünfzig 

Jahre Panik, Prozesse und Leid: Ein

same nächtliche Gedanken zum Natio

nalfeiertag“ wandte sich Li gegen ei

ne verbreitete Schönfärberei und Fäl

schung der Geschichte, die zum 50. 

Jahrestag ihren Höhepunkt erreicht 

hätten. Er mahnte vor einem wachsen

den Unmut in der Bevölkerung, der 

die gesellschaftliche Stabilität zu ge

fährden drohe. Von Jiang Zemin for

derte er, sich angesichts dieser Si

tuation endlich zu politischen Refor

men, insbesondere durch die Einfüh

rung einer parlamentarischen Demo

kratie, zu entschließen. Die Tatsache, 

dass sein Artikel über das Internet 

weite Verbreitung gefunden hatte, war 

für Gerneralsekretär Jiang Zemin An

lass für eine scharfe persönliche Kri

tik. In der Folge wurde Li aus der 

Chinesischen Akademie für Sozialwis

senschaften ausgeschlossen. Seit Ende 

2000 waren kaum mehr Informationen 

über ihn nach außen gedrungen (vgl. 

C.a., 2000/4, Ü 13, 2000/7, Ü 12). 

(SCMP, 23.4.03; WSJ, 14.5.03) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

16 Beijings Hightechpark

Zhongguancun

In China gibt es 53 Hightechparks. 

In ihnen sind chinesische, ausländi

sche und multinationale Unterneh

men angesiedelt, die auf den Gebie

ten Hochtechnologie und neue Tech

nologien Forschung und Entwicklung 

(F&E) betreiben. Führend unter die

sen Hightechparks ist Zhongguancun 

im Norden Beijings. Diese Hightech

zone wurde Ende der 1980er Jahre 

eingerichtet. Ihre herausragende Be

deutung geht aus einem zweiteiligen 

Bericht der Guangming-Zeitung her

vor, der am 4. und 10.4.2003 er

schien. Danach spielt Zhongguancun 

in den drei staatlichen Plänen, die spe

ziell für F&E im Hightechbereich auf

gestellt wurden, nämlich dem „Plan 

863“, dem „Gipfelerklimmungsplan“ 

und dem Plan zur Lösung von Schlüs

selaufgaben, eine führende Rolle. Der 

„Plan 863“ ist der eigentliche High

tech-Entwicklungsplan; der „Gipfeler

klimmungsplan“ (pandeng) hat die 

Aufgabe, schwierige hochtechnologi

sche Probleme zu lösen, und der 

Plan zur Lösung von Schlüsselauf

gaben (gongguari) soll wichtige, vom 

Staat festgelegte Aufgaben in Angriff 

nehmen. Von den im Rahmen die

ser drei Pläne bearbeiteten Projekten 

entfallen auf Zhongguancun 40,84%, 

61,29% bzw. 40,3%.

In Zhongguancun werden pro Jahr 

durchschnittlich 4.000 Patente ange

meldet, mehr als 1.000 Produkte im 

Bereich Hightech und neue Technolo

gien herausgebracht und rund 10.000 

Geschäftsverträge abgeschlossen, das 

Handelsvolumen beträgt über 10 Mrd. 

Yuan. Dort befindet sich die größ

te Ansammlung von Software-Unter

nehmen und Unternehmen für inte

grierte Schaltkreise. Über 40% der auf 

dem chinesischen Binnenmarkt gehan

delten Software kommt aus Zhong

guancun. Kernbereich der Hightech

zone ist die Informationstechnologie. 

So wurde in Zhongguancun nicht nur 

der erste Zentralrechner mit eigenem 

chinesischen Patent entwickelt (Mar

ke „Fangzhou Nr. 1“), sondern auch 

der erste Hochleistungsrechner; zudem 

ist die Zone Zentrum der chinesischen 

Chip-Herstellung. Auch in der Gen

technologie hat Zhongguancun fortge

schrittenes Weltniveau erreicht.

Im wissenschaftlich-technologischen 

Wettbewerb, so heißt es in dem Be

richt, ist das Recht auf technische 

Normensetzung heiß umstritten. Chi

na strebt an, bis zum Jahre 2005 

ein solches Recht für sechs Projek

te zu erreichen. Derzeit hat Zhong

guancun bereits für zwei Projekte im 

IT-Bereich das Normensetzungsrecht 

erlangt.

In Zhongguancun gibt es über 100 

staatliche Schwerpunktlabore und 

Forschungszentren, die jedes Jahr 

Tausende von wissenschaftlichen und 

technischen Ergebnissen hervorbrin

gen; obwohl längst nicht alle pro

duktiv umgesetzt werden, erweist 

sich Zhongguancun damit dennoch 

als reichhaltige Quelle für techni

sche Neuerungen. Die Unternehmen in 

Zhongguancun schaffen es mithilfe von 

vier Strategien, technische Neuerun

gen zu ihrer Hauptaufgabe zu machen, 

und zwar durch eigene Entwicklung, 




